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Einleitung

I. Hinführung zum Thema

Die Europäische Union sieht sich aktuell mehr denn je vor mannigfaltige Her-
ausforderungen gestellt. Terrorismus, Flüchtlingszuwanderung oder Jugendar-
beitslosigkeit scheinen den europäischen Einigungsprozess zu untergraben und die
Zentrifugalkräfte der mitgliedstaatlichen Partikularinteressen zu stärken. In einer
solchen Zeit mutet es auf den ersten Blick zynisch an, nach den rechtlichen Hin-
tergründen einer scheinbar gelösten Krise zu fragen: Gemeint ist die europäische
Staatsschuldenkrise.

Doch gerade in unsteten Zeiten muss sich das Recht bewähren. Bewährt es sich
nicht, so muss es geändert werden. Eine einfache Nichtbeachtung des Rechts auf-
grund vermeintlich besserer Einsicht der politischen Führungskräfte in angeblich
überlegene ad-hoc-Maßnahmen kann keine, jedenfalls aber keine dauerhafte Lösung
sein. Wenn Europa weiterhin am Selbstverständnis einer Rechtsgemeinschaft fest-
halten will, dannmuss es auch gemeinsam amRecht festhalten. Ein andererWeg, der
Weg der Willkür, führt zu einer voranschreitenden Ablehnung der Idee Europa und
zur Auflösung der zum Schutz dieser Idee ins Leben gerufenen Strukturen und In-
stitutionen der Europäischen Union.

Aufgrund dieser Einsichtmuss also auch bei einer solch politischwie ökonomisch
heiklen Krisenbewältigung wie der sog. „Euro-Rettung“ und der Reduzierung der
europäischen Staatsverschuldung nach deren rechtlichen Rahmen gefragt werden.
Diese Frage stellt sich vor allem deshalb, weil es im Gefolge der internationalen
Finanzkrise ab 20081 und der sich anschließenden europäischen Schuldenkrise2 aus
vielerlei Gründen zu einem drastischen Anstieg der Schulden mehrerer wirtschaft-
lich relevanter Staaten der Europäischen Union und der Euro-Zone kam.3

1 Hufeld, in: Müller-Graff (Hrsg.), Europäisches Wirtschaftsordnungsrecht, 2015, S. 1301,
Rn. 2 bezeichnet das Jahr des Bankrotts der amerikanischen Investmentbank Lehman Brothers
Inc. am 15.09.2008 als „Krisenschaltjahr“. Zur US-amerikanischen Immobilienkrise des
Jahres 2007, die der europäischen Finanzkrise vorausging, und deren regulatorischen Folgen
siehe Krimphove, in: Fritz/Herzberg/Kühnberger (Hrsg.), Festschrift für Jürgen Keßler, 2015,
S. 403, 421 ff.

2 Zur europäischen Schuldenkrise aus wirtschaftswissenschaftlicher Sicht siehe Mankiw/
Taylor, Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, 2016, S. 1117 ff. Eine überblicksartige Zusam-
menfassung zum Verlauf der „Eurokrise“ und der „Euro-Rettungspolitik“ gibt Ketterer, Zu-
stimmungserfordernis beim Europäischen Stabilitätsmechanismus, 2016, S. 58.

3 Bank for International Settlements, The Future of Public Debt, 2010 (http://www.bis.org/
publ/work300.pdf), S. 1 (geprüft am 31.01.2018).

http://www.bis.org/publ/work300.pdf
http://www.bis.org/publ/work300.pdf
http://www.bis.org/publ/work300.pdf
http://www.bis.org/publ/work300.pdf
http://www.bis.org/publ/work300.pdf


Das Vertrauen der Finanzmärkte in diese Länder sank und gleichermaßen stiegen
die Kosten für deren Refinanzierung. Restrukturierungsmaßnahmen wurden erfor-
derlich, um die weitere Tragfähigkeit der angehäuften Staatsschulden sicherzu-
stellen.4

Mit denjenigen unionsrechtlichen Normen, die solche Restrukturierungsmaß-
nahmen betreffen, beschäftigt sich diese Arbeit.

II. Bisherige Literatur

Der Begriff „Restrukturierung“ ist überwiegend aus dem Bereich des Unter-
nehmensrechts bekannt und wird dort im Zusammenhang mit Sanierungen von
wirtschaftlich angeschlagenen, möglicherweise sogar überschuldeten oder zah-
lungsunfähigen Unternehmen verwendet.5 Allerdings kann er auch zur Anwendung
kommen, um Maßnahmen zu beschreiben, die sich auf staatliche Schulden bezie-
hen.6

Die Notwendigkeit, nicht mehr tragfähige Staatsschulden zu restrukturieren, galt
bis zum Anfang des 21. Jahrhunderts7 vornehmlich als Problem8 von Entwick-
lungsländern.9 Nachdem die amerikanische subprime-Krise zu einer internationalen

4 Zum Konzept der Tragfähigkeit öffentlicher Finanzen siehe Donges/Eekhoff/Feld u.a.,
Öffentliche Finanzen dauerhaft sanieren, 2010, S. 18 ff.; Ohler, in: Kahl (Hrsg.), Nachhaltige
Finanzstrukturen im Bundesstaat, 2011, S. 208, 210 ff.; Raffer, in: Kodek/Reinisch (Hrsg.),
Staateninsolvenz, 2012, S. 33. Vgl. auch unten Kap. 1 A. III.

5 Siehe z.B. Theiselmann (Hrsg.), Praxis-Hdb. des Restrukturierungsrechts, 2. Aufl., 2013;
aktuell auch Heinrich (Hrsg.), Krise als Chance?!, 2017.

6 Zum Begriff der Restrukturierung im Rahmen dieser Arbeit siehe unten Kap. 1 A. I.
Benninghofen, Staatsumschuldung, 2014, S. 1 zieht den Begriff „Umschuldung“ vor, verweist
jedoch auf das englische restructuring. Paulus, ZInsO 2017, 4 beschäftigt sich detailliert damit,
wie die Grundprinzipien der nationalen Insolvenzrechtsregime dabei helfen können, ein state
insolvency regime zu entwickeln. Kluth, NZI 2015, 844 plädiert für eine Anlehnung an das
Schutzschirm- und Insolvenzplanverfahren.

7 Für das 19. Jahrhundert siehe Heimbeck, Die Abwicklung von Staatsbankrotten im
Völkerrecht, 2013.

8 Zu den Wurzeln des Schuldenproblems in der Dritten Welt siehe Ermrich, Die Zah-
lungsunfähigkeit von Staaten, 2007, S. 42 ff. Zu den Finanzierungsquellen für Entwicklungs-
ländern siehe Ermrich, Die Zahlungsunfähigkeit von Staaten, 2007, S. 53 ff.

9 Für einen Überblick ab den 1980er Jahren siehe Ermrich, Die Zahlungsunfähigkeit von
Staaten, 2007, S. 35 ff. Als Beispiel für eine Arbeit mit dem damals vorherrschenden Fokus auf
Entwicklungsländer siehe Petzold, Gläubiger-Schuldner-Beziehungen, 1986, S. 37 ff. Zu ver-
traglichen Lösungsansätzen zur Bewältigung vonVerschuldungskrisen in Entwicklungsländern
siehe Cremer, Privatrechtliche Verträge als Instrument zur Beilegung staatlicher Insolvenz-
krisen, 1991, S. 23. Zum Umschuldungsverfahren in der Argentinienkrise siehe Tietje, Die
Argentinien-Krise aus rechtlicher Sicht, 2005 sowie Schmerler, in: Silkenat/Schmerler (Hrsg.),
The Law of International Insolvencies and Debt Restructurings, 2006, S. 431, 466 ff. Gerade
auch in den Entwicklungs- bzw. Schwellenländern dürfte das Problem der Staateninsolvenz in
den nächsten Jahren wegen des Klimawandels verstärkt virulent werden,Hirte, ZInsO 2017, 1,
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Finanzmarktkrise ausgewachsen war und durch das Übergreifen auf die europäi-
schen Staatshaushalte eine Staatsschuldenkrise ausgelöst hatte,10 beschäftigte die
(rechts-)wissenschaftlichen Autoren die unangenehme Erkenntnis, dass Umschul-
dungsverhandlungen zwischen staatlichen Schuldnern und privaten Gläubigern
sowie Maßnahmen zur Verhinderung von Staateninsolvenzen11 auch für Industrie-
staaten zu einem bedeutsamen Thema werden können.12

Unter anderem erklärt dieser geschichtliche Hintergrund13, weshalb das Problem
der Restrukturierung von Staatsschulden in der Rechtswissenschaft bisher zumeist
aus der völkerrechtlichen14 und der (international-)privatrechtlichen Perspektive
angegangen wurde und weniger aus der unionsrechtlichen:15 Völkerrechtliche Fra-

2. Die klimatischen Veränderungen und ihre Folgen treffen diese Länder am härtesten.
Gleichzeitig dürften sie am schwersten zu tragen haben an der Finanzierung von teueren
Vorsorge- und Abhilfemaßnahmen beispielsweise gegen Hochwasser und Dürren.

10 Für eine detaillierte Beschreibung des Ablaufs der „verschiedenen“ Krisen und ihrer
Interdependenzen siehe Piecha, Rettungsmaßnahmen, 2016, S. 10 ff.

11 Staateninsolvenzen und Verfahren zu deren Bewältigung können geradezu als „Dauer-
brenner“ des wissenschaftlichen Diskurses im Öffentlichen Recht bezeichnet werden, siehe
beispielsweise Lang/Koch, Staatsverschuldung – Staatsbankrott?, 1980; Petzold, Gläubiger-
Schuldner-Beziehungen, 1986; Buhlert, DZWiR 2002, 275; Isensee, in: Heintzen/Kruschwitz
(Hrsg.), Unternehmen in der Krise, 2004, S. 227; Berensmann/Herzberg, Insolvenzrecht für
Staaten, 2007; Paulus, in: Pache/Schwarz (Hrsg.), Grundlagen, aktuelle Entwicklungen und
Perspektiven der Europäischen Währungsunion, 2012, S. 98; Busch/Matthes, Regeln für
Staatsinsolvenzen im Euroraum, 2015.

12 Siehe beispielhaft Busch/Jäger-Ambrożewicz/Matthes, Wirtschaftskrise und Staats-
bankrott, 2010; Theurl (Hrsg.), Wirtschaftspolitische Konsequenzen der Finanz- und Wirt-
schaftskrise, 2010; Andersen, Politische Bildung 4/2011, 32; Beck/Wentzel, ORDO 2011, 71;
Beichelt/Ondarza/Verheugen (Hrsg.), Die EU auf dem Weg zur Wirtschaftsregierung?, 2011.
Anhand des Topos „Solidarität“ erörtert Rebhahn, Solidarität in der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion, 2015 die Bedeutung der Staatsschuldenkrise für die EUund geht dabei auch auf den
europarechtlichen Rahmen ein.

13 Zur Geschichte der Restrukturierung von Staatsschulden siehe Schmerler, in: Silkenat/
Schmerler (Hrsg.), The Law of International Insolvencies and Debt Restructurings, 2006,
S. 431, 435 ff. Kopf, in: Bauer/Cahn/Kenadjian (Hrsg.), Collective Action Clauses and the
Restructuring of Sovereign Debt, 2013, S. 149, 151 ff. nimmt die Euro-Finanzkrise als Anlass,
das Phänomen der Restrukturierung von Staatsschulden in historischer Perspektive zu analy-
sieren.

14 Lewinski, Insolvenz und Staatsbankrott, 2011, S. 462 ff. wählt als Ausgangspunkt für
seine völkerrechtlichen Betrachtungen die deutsche Finanzkrise. Langen, Staatsbankrott, 2014
nähert sich aus völker- und europarechtlicher Perspektive dem Thema, allerdings vornehmlich,
um ein funktionierendes Staatsinsolvenzrecht zu beschreiben und zu fordern. Szodruch,
Staateninsolvenz und private Gläubiger, 2008 beschäftigt sich in seiner Arbeit imWesentlichen
damit, „inwiefern die Nichtbedienung von Staatsschulden völkerrechtlich sanktioniert ist“
(S. 37). ImKern der Untersuchung vonMüller, Staatsbankrott und private Gläubiger, 2015 steht
ebenfalls das Völkerrecht (S. 81 ff.).

15 Benninghofen, Staatsumschuldung, 2014 zieht „notwendigerweise“ eine „Pluralität an
Rechtsquellen“ heran, „da der Staat als Subjekt des Völkerrechts nicht nur diesem allein un-
terworfen ist, sondern bei der Eingehung von Verbindlichkeiten auf privatvertraglicher
Grundlage regelmäßig auch die Einhaltung der Privatrechtsordnungen ausländischer Staaten
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